
Verwaltung und Management
18. Jg. (2012), Heft 3, S. 115-117

115

Über die Wirkungen der Einführung der Doppik in den Kommunen ist 
in den letzten Heften von Verwaltung & Management sehr kontrovers 
diskutiert worden, woran wir nicht ganz unschuldig waren.1 Wesentliche 
Argumente unserer empirisch gestützten Sichtweise auf die bisher 
wahrnehmbaren Wirkungen der Doppik haben wir in diesen Beiträgen 
bereits skizziert. Allerdings haben wir uns dabei vor allem auf Daten ei-
gener Erhebungen in NRW gestützt. Strittig blieb daher die Frage, ob wir 
uns sowohl bezüglich der Ziele der Doppik als auch bezüglich der empi-
rischen Erkenntnisse nicht vor allem auf den „Sonderfall“ NRW beziehen 
würden, der nicht zu verallgemeinern sei. In diesem Beitrag erweitern 
wir nun unsere empirische Grundlage, um zu zeigen, dass die von uns 
angesprochenen Problemlagen nicht nur NRW-spezifisch sind. Zuerst 
betrachten wir nochmals die Zielvorstellungen, die mit der Doppik ver-
bunden sind, anschließend die bisher feststellbaren Wirkungen.

Doppik in der Praxis: Bisher vor allem 
intransparent und ineffizient!

Jörg Bogumil/Lars Holtkamp

darauf ab, aussagefähigere Informationen 
über die reale Finanzlage in den Kommu-
nen zu erhalten. Damit sollen die Kommu-
nen in die Lage versetzt werden, ihre Ver-
waltungssteuerung zu verbessern. Deutlich 
wird diese untrennbare Zielvorgabe in fol-
gendem Zitat des Landesrechnungshofes 
Rheinland-Pfalz:
„Ziel der Haushaltsreform war die Ein-
führung eines Rechnungswesens, das nicht 
nur zahlungsorientiert ist und den „Geld-
verbrauch“ nachweist, sondern vollstän-
dig über den Verbrauch an finanziellen 
und sachlichen Ressourcen informiert, 
indem auch der Werteverzehr des kom-
munalen Vermögens berücksichtigt wird. 
Damit sollte das neue Haushaltsrecht als 
Grundlage dienen, dass sich Gemeinden 
und Gemeindeverbände in ihrer Haus-
haltsführung wirtschaftlicher als bisher 
verhalten. Mit der kommunalen Doppik 
sollte demnach nicht nur ein neues Rech-
nungssystem eingeführt, sondern insbeson-
dere die Verwaltungssteuerung verbessert 
werden. Die kommunalen Mandatsträger 
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1   Christoph Reichard hat auf unseren Beitrag 
in Heft 4/2011 zu den Wirkungen des Neuen 
Kommunalen Finanzmanagements (NKF) in NRW 
hin eine Replik in Heft 6/2011 verfasst, auf die wir 
wiederum in Heft 1/2012 geantwortet haben. 
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Was sind die Ziele der Einführung 
der Doppik?

Bevor man sich mit den Wirkungen der 
Doppik beschäftigt, sollte Klarheit über 

die Zielvorgaben herrschen, damit nicht 
in ungerechtfertigter Weise Zielverfehlun-
gen festgestellt werden. Die Reform des 
Haushalts- und Rechnungssystems durch 
das Ressourcenverbrauchskonzept zielt 



sollten in die Lage versetzt werden, nicht 
nur anhand von Ausgabeermächtigungen, 
sondern durch Vorgabe von Zielen für 
kommunale Leistungen zu steuern (Her-
vorhebung d. A.).“2 

Diese Vorgaben gelten im Prinzip für alle 
Bundesländer, was nicht verwunderlich 
ist, angesichts der Beschlüsse der Innen-
ministerkonferenz vom 21.11.2003 zur 
Reform des Gemeindehaushaltsrechtes, in 
denen diese Ziele nahezu identisch formu-
liert wurden. Insofern ist es berechtigt zu 
fragen: Haben wir nun bessere Informati-
onen über die Finanzlage in den Kommu-
nen und ist die Verwaltungssteuerung ver-
bessert worden?

Wirkungen der Doppik

Durch die Doppik und die auf ihr aufbau-
ende Kosten- und Leistungsrechnung ist 
es an vielen Stellen möglich, genauer fest-
zustellen, was bestimmte öffentliche Leis-
tungen kosten. So kostet beispielsweise ein 
Kindergartenplatz zwischen 500 und 900 
Euro, von denen die Eltern durchschnitt-
lich 200 Euro bezahlen, der Rest wird von 
den Kommunen oder dem Land subven-
tioniert. Ähnliche Daten haben wir über 
VHS-Kurse, Personalausweise oder zahl-
reiche andere Verwaltungsleistungen. Ei-
gentlich interessiert jedoch nicht nur, was 
etwas kostet, sondern wie die Qualität der 
Leistungen ist, denn das Verhältnis von 
Qualität und Kosten soll die Grundlage 
für politische Entscheidungen bilden.3 Im 
Bereich der Qualität gibt es jedoch nach 
wie vor größere Erfassungsschwierigkei-
ten. Zudem stellt sich die Frage, ob diese 
Daten immer Hilfestellungen geben, die 
politische Steuerung zu optimieren. Dort, 
wo dies nicht der Fall ist, sind sie interes-
sant, aber möglicherweise nutzlos.

Relativ unstrittig ist, dass auf der Basis 
der Doppik prinzipiell die reale Finanzla-
ge unter Berücksichtigung von Vermögen, 
Abschreibungen und Schulden besser er-
fasst werden kann, wenngleich es auch 
hier Spielraum für Buchungstricks und 
Schönrechnerei gibt, aber dies spricht 
nicht generell gegen dies Instrument. Die 
Transparenz über die reale Vermögenslage 
einer Kommune kann durch die Doppik 
ohne Zweifel erhöht werden. Die Fragen, 
die sich anschließen, sind indes: Stehen die 
Kosten für den Aufbau der Doppik in ei-

nem vernünftigen Verhältnis zum Nutzen? 
Werden durch die Doppik der Informati-
onsstand für die Kommunalpolitik und 
die politische Steuerung verbessert? 

Diese Punkte sind zumindest umstrit-
ten. Die vorliegenden empirischen Unter-
suchungen offenbaren erhebliche Befürch-
tungen, dass sich die Versprechungen der 
Doppik nicht einlösen lassen. Deutlich 
wird dies nicht nur an unseren repräsen-
tativen Befragungen aus NRW4, sondern 
auch, wenn man Ergebnisse der Rech-

nungshöfe und Regierungskommissionen 
anderer Bundesländer sowie die Umfrage 
der KGSt und der kommunalen Spitzen-
verbände aus dem Jahr 2010 heranzieht.5 
Am umfassendsten wurde die kommunale 
Doppik in Rheinland-Pfalz vom Landes-
rechnungshof in Kooperation mit dem 
Institut für Gesetzesfolgenabschätzung 
der Universität Speyer in seinem aktuellen 
Bericht untersucht. Im Fazit heißt es dort 
für die geprüften und detailliert befragten 
Kommunen:
„Mit der Umstellung des Rechnungswe-
sens, die landesweit einen Einführungs-
aufwand von hochgerechnet mindestens 
140 Mio. Euro verursacht hat und einen 
zusätzlichen Personalaufwand von über-
schlägig 14 Mio. Euro im Jahr erfordert, 
sind bisher keine geldwerten Steuerungs-
vorteile verbunden. Die Mehrzahl der 
Gemeinden und Gemeindeverbände hat 
die doppischen Steuerungsinstrumen-
te (Ziele, Leistungsmengen, Kennzahlen, 
Kosten- und Leistungsrechnung sowie Be-
richtswesen) noch nicht eingeführt. Soweit 
sie zum Einsatz kommen, ist ihre Ausge-
staltung für eine Steuerung weitgehend 
ungeeignet“6 

Ein Hauptgrund der erheblichen Einfüh-
rungskosten liegt sicher in der Einführung 
von neuen IT-Systemen, dennoch ist die 
Frage des Nutzens zu thematisieren. Na-
türlich beschäftigten sich die Kommunen 

zunächst mit der Änderung des Rech-
nungsstils und der Aufstellung der ersten 
Eröffnungsbilanzen. Formell müssen auch 
Ziele und Kennzahlen angegeben werden, 
dies ist jedoch oft nicht mit einer verstärk-
ten Ergebnisorientierung gleichzusetzen, 
denn die Ziele werden oft auf der Produk-
tebene von der Verwaltung gebildet, sind 
eher operativer Natur und werden von 
der Politik kaum beachtet.7 

Auch zum Thema Transparenz kommt 
der Landesrechnungshof Rheinland-Pfalz 

zu ganz ähnlichen Ergebnisse wie wir für 
NRW:
„Durch die Umsetzung des Haushalts-
rechts werden die Haushaltspläne im Ver-
gleich zur Kameralistik vielfach deutlich 
umfangreicher. Dadurch sind Transparenz 
und Steuerungsnutzen der Pläne empfind-
lich beeinträchtigt.“8

„Von den 785 befragten kommunalen 
Entscheidungsträgern beurteilen nur 20% 
die Lesbarkeit der kommunalen Haus-
haltspläne mit gut bis sehr gut“9. 
Möglicherweise profitieren mittlerwei-
le die Dezernenten und Amtsleiter von 
den neuen doppischen Haushaltsplänen 
(wenngleich auch hier Zweifel bestehen, 
denn längere Berichte sind keine besseren 
Berichte), die Kommunalpolitiker aber si-
cher nicht. In unserer Umfrage in NRW 
hatten fast 80 Prozent der Fraktionsvor-
sitzenden und 85 Prozent der Bürgermeis-
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»Stehen die Kosten für den Ausbau der 
Doppik in einem vernünftigen Verhältnis 
zum Nutzen?«
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2   Vgl. Landesrechnungshof Rheinland Pfalz 2011, S. 
47.

3   Vgl. Bolay 2012.

4   Vgl. Bogumil/Ebinger/Holtkamp 2011.

5   Vgl. hierzu Buchholz/Lazar 2010, Bolay 2012, 
Schäfer u.a. 2010, Landesrechnungshof Rheinland-
Pfalz 2011, Landesrechnungshof Mecklenburg 
Vorpommern 2011.

6 Vgl. Landesrechnungshof Rheinland-Pfalz 2011, S. 
4.

7   Vgl. Buchholz/Lazar 2010, S. 299.

8   Vgl. ebd.

9 Vgl. Landesrechnungshof Rheinland-Pfalz 2011, S. 
58.



ter die Doppik als intransparenter ange-
sehen.10 Vielfach verstehen nicht einmal 
die Haushaltsexperten der Fraktionen die 
neuen Pläne und sehnen sich nach den al-
ten Unterabschnitten zurück. 

Bis zum empirischen Beweis des Ge-
genteils ist deshalb davon auszugehen, 
dass die Transparenz und die Effizienz der 
Doppik, genauso wie die des Neuen Steu-
erungsmodells zuvor,11 zumindest bisher 
fraglich sind. Dass durch eine bessere In-
formationsversorgung quasi automatisch 
bessere politische Entscheidungen getrof-
fen werden, ist darüberhinaus sowieso ein 
Mythos von Teilen der betriebswirtschaft-
lichen Verwaltungswissenschaft, auf den 
wir immer wieder hingewiesen haben.12 
Entsprechend zeigen nicht nur unsere 
Ergebnisse aus NRW, sondern auch die 
Umfrage der KGSt und der kommunalen 

Spitzenverbände, dass die ergebnisorien-
tierte Steuerung nur „schleppend voran-
schreitet“, obwohl einige Kommunen die 
Doppik bereits mehrere Jahre nutzen.13 

Dies bestätigt auch eine empirische 
Studie zur Einführung des NKF im Land-
schaftsverband Westfalen Lippe (LWL).14 
Der LWL hat die formalen Elemente des 
NKF und die systemtechnische Umset-
zung von der kameralen auf die doppische 
Buchführung erfolgreich bewältigt, sogar 
ein Jahr vor dem verpflichtenden Termin 
(1.1.2009) in NRW. Allerdings besteht 
sowohl in der Verwaltung als auch in den 
politischen Gremien des LWL weitgehen-
der Konsens, dass nun knapp fünf Jahre 
nach Einführung des NKF weiterhin in-
putorientiert beraten wird und dass eine 
deutliche Überforderung der politischen 
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Vertreter mit dem NKF-Haushalt festzu-
stellen sei, der zudem wenig steuerungsre-
levante Informationen vermittele. Interna-
tionale Studien zeigen sogar, dass output- 
oder gar outcome-orientierte Steuerung 
auch nach jahrzehntelanger Implementie-
rung unterbleiben.15

Insgesamt ist uns bisher kein einziger 
extern evaluierter „Erfolgsfall“ der Dop-
pik in Deutschland bekannt. Politische 
Entscheidungsträger tun also gut daran, 
wenn sie für Bund und Länder die Doppik 
mit outputorientierter Budgetierung nicht 
automatisch einführen, sondern zunächst 
die Kosten dieser Reform prüfen und in 
kleinen Modellprojekten erproben. Noch 
besser wäre ein systematischer Austausch 
über die Erfahrungen der Doppik-Vorrei-
ter auf Landesebene, die sich wieder auf 
dem Rückzug befinden,16 durch eine Zu-

sammenarbeit der Landesrechnungshöfe. 
Auf dieser Grundlage könnte sich dann 
die Innenministerkonferenz nochmals mit 
diesem Thema beschäftigen.

»Uns ist kein einziger extern evaluierter 
'Erfolgsfall' der Doppik in Deutschland 
bekannt.«

VM 3/2012

10 Vgl. Bogumil/Ebinger/Holtkamp 2011, S. 176.

11 Vgl. Bogumil u.a. 2007, Holtkamp 2008.

12 Vgl. Bogumil 2011.

13 Vgl. Buchholz/Lazar 2010, S. 298.
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